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Liebe Kollegin, 
lieber Kollege, 
sehr geehrte Damen und Herren,

immer wieder werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verkehrsbereich von Fahrgästen be-
droht. Insbesondere die Kolleginnen und Kollegen im Fern- und Regionalverkehr, aber auch im
Bus- und Straßenbahnbetrieb berichten von aggressivem Verhalten bei Fahrgästen.  

Anfang Januar 2008 meldete die Polizei in Lüneburg, dass ein 29-jähriger Fahrgast im InterCity-
Express 1071, auf der Fahrt von Hamburg nach Hannover, eine 46-jährige Zugbegleiterin unver-
mittelt niedergestochen hat. Die Frau wurde lebensgefährlich verletzt und musste sich einer
mehrstündigen Notoperation unterziehen. 

Für die Verkehrsgewerkschaft GDBA und die Gewerkschaft TRANSNET war dieser tätliche An-
griff Anlass, sich mit dem Thema „Gewalt“ noch intensiver auseinanderzusetzen. Denn dieser
Angriff stellt keinen Einzelfall dar. Die Zunahme der Angriffe auf Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter scheint besorgniserregend.  

Gerade in der Fürsorge und dem Wohl gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Verkehrs-
bereich sehen die Verkehrsgewerkschaft GDBA und die Gewerkschaft TRANSNET eine ihrer we-
sentlichen gewerkschaftlichen Aufgaben. Niemand vermag im Augenblick definitiv zu sagen, ob
und wie häufig Fahrgäste aggressiv auftreten. Welche Formen der Übergriffe gibt es? Wovor ha-
ben die Mitarbeiter Angst? Wie können sie sich vor Angriffen schützen oder im Bedarfsfall Hilfe
rufen? Wie reagieren Arbeitgeber auf diese Übergriffe und welche Maßnahmen der Prävention
und Fürsorge leisten sie?  Ferner - welche Verantwortung übernehmen und welchen Stellenwert
geben Besteller bei Ausschreibungen von Verkehrsleistungen für die Sicherheit der Beschäftig-
ten?  

Peter Tröge 
Stellv. Bundesvorsitzender der 

Verkehrsgewerkschaft GDBA 

Karl-Heinz Zimmermann 
Vorstandsmitglied der TRANSNET 
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Im Rahmen des Aktionstages der Internationalen Transportarbeiter-Föderation (ITF) hat die Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA die Aktion „Sicher unterwegs“ beschlossen. Hierzu wurde ein Fragebo-
gen entwickelt, der bundesweit zur Verteilung kam. Durch die Fragestellung sollte in Erfahrung
gebracht werden, mit welchen Zwischenfällen Beschäftigte bislang konfrontiert wurden.  

Die ersten Ergebnisse der Aktion liegen nun vor. 1.063 Antworten haben uns bisher erreicht. Wir
wollen die Aktion aber weiterführen, denn je mehr Informationen wir haben, desto besser ist die
Voraussetzung für die Erarbeitung von Vorschlägen zur Veränderung.  

Diese Broschüre stellt wertfrei die ersten Ergebnisse der Aktion vor. Die Ergebnisse  zeigen jetzt
schon, wo der Schuh drückt, wo Schwachstellen vorherrschen, wie mit dem Umstand der Ag-
gressivität umgegangen wird und, wie sich die Beschäftigten bei ihrer Dienstausübung fühlen! 

Ziel der Umfrage ist und wird es sein, Konsequenzen aus den Antworten zu ziehen. Neben dem
Wohl der Reisenden muss auch das Wohl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in gleichberech-
tigter Weise berücksichtigt werden: 

Die Arbeits- und Umfeldbedingungen müssen stimmen. Die Beschäftigten haben einen berechtig-
ten Anspruch darauf, ihre Arbeit angst- und sorgenfrei durchführen zu können. Diese Verantwor-
tung liegt bei den Arbeitgebern, aber auch bei den Bestellern der Verkehrsleistungen. Jeder Ar-
beitgeber weiß, dass nur eine intakte Betriebshygiene die erforderliche Motivation und Freude
bei der Ausübung / Erfüllung des Dienstauftrages bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ge-
währleistet. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind auch die Visitenkarte eines jeden Unter-
nehmens! 

Die Verkehrsgewerkschaft GDBA und die Gewerkschaft TRANSNET werden national wie interna-
tional das Thema Sicherheit – „Sicher unterwegs“ – vorantreiben. „Sicher unterwegs“ soll unser
zukünftiges Motto sein. Damit wollen wir sowohl den Weg als auch das Ziel der weiteren Aktio-
nen deutlicher herausstellen.

An dieser Stelle möchten wir jetzt schon allen Kolleginnen und Kollegen, die sich bisher an der
Fragebogenaktion „Sicher unterwegs“ engagiert beteiligt haben, für die offene und detaillierte
Beantwortung der gestellten Fragen ein herzliches Dankeschön sagen. Nur dieses Basiswissen
kann zu sinnvollen Veränderungen führen. 

Peter Tröge                           Karl-Heinz Zimmermann 



Einleitung 

Jährlich führt die Internationale Transportar-
beiter-Föderation (ITF) in Zusammenarbeit
mit der Europäischen Transportarbeiter-Föde-
ration (ETF) einen Aktionstag durch. Die Akti-
onstage werden unter ein einheitliches Motto
gestellt. Die Verkehrsgewerkschaft GDBA und

die Gewerkschaft TRANSNET haben kurzfris tig
den Aktionstag am 6. März 2008 abweichend
unter das Motto „Sicher unterwegs“ gestellt. 

Warum? Die Angriffe auf Reisende, aber auch
auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Ver-
kehrsbetrieben haben zugenommen. Zumin-
dest entsteht der Eindruck. In schrecklicher
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Erinnerung haben wir die Angriffe auf einen
Reisenden in der S-Bahn München und die
Messerattacke im ICE 1071 gegenüber einer
Zugbetreuerin. Unser öffentlicher Auftritt im
Internet zu diesem Vorfall hat viele Reaktionen
hervorgerufen. Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in Bussen und Bahnen, aber auch stationä-
res Personal berichteten uns von vielen Vor-
kommnissen. 

Mit der Fragebogenaktion wollen wir unter an-
derem herausfinden, ob die uns gegenüber
geschilderten Vorfälle Einzelfälle sind oder ob
das Problem doch größer als angenommen ist.
Ehrlich gesagt, sind wir zu Anfang der Aktion
davon ausgegangen, dass die Anzahl der Ant-
wortbogen nicht hoch sein würde. Wir wurden
jedoch eines Besseren belehrt. 

1.063 Antwortbogen erreichten uns. Das ist
viel! Zumal wir wissen, dass viele nicht geant-
wortet haben, weil sie der Meinung sind, es
ändere sich ohnehin nichts. Andere antworte-
ten nicht aufgrund anderweitiger gewerkschaft-
licher Orientierung. Wir unterstellen deshalb
auch keinen repräsentativen Querschnitt. Al-
lerdings, der Trend ist nicht zu verleugnen. 

Die Verkehrsgewerkschaft GDBA hat z.B. am
Aktionstag, dem 6. März 2008, bundesweit über
10.000 Fragebogen verteilt. Die Aktion wurde
von vielen Besuchen vor Ort begleitet. Das Inter-
esse war groß. Im Verhältnis zu den Antworten
liegt die Rücklaufquote bei 10,63 Prozent. Die
Aktion war bis Ende März 2008 angesetzt. Eine
Verlängerung war durch viele Anfragen ge-
rechtfertigt. 

Während der Aktionszeit wurden wir in vielen
Fällen um Rat und Unterstützung gebeten. In
einigen Fällen haben wir Interviews geführt.

In anderen Fällen konnten wir bereits  Hilfe-
stellung bei der Beantragung von berechtigten
Ansprüchen nach dem Opferentschädigungs-
gesetz (OEG) geben. 

Mit dem Start der Aktion ist das Interesse bei
den Betroffenen einerseits, aber auch bei den
Unternehmen und Betrieben andererseits ge-
stiegen. Das Interesse an der Auswertung ist
groß. Erste Gespräche mit Vertretern von Un-
ternehmen und betrieblichen Mitbestimmungs-
organen haben bereits stattgefunden. Auch
die ETF interessiert sich für diese Auswertung
und überlegt, hieraus eine europaweite Aktion
zu starten. 

Gerne stellen wir den Sozialpartnern und den
Betriebsräten der Verkehrsbetriebe unsere
Auswertung für eigene Aktivitäten zur Verfü-
gung. 

TRANSNET und GDBA wollen mit dieser ge-
meinsamen Aktion auch zeigen, dass die bis-
her in vielen Bereichen schon praktizierte er-
folgreiche Zusammenarbeit vor allem unseren
Mitgliedern nutzt. Denn gemeinsames Han-
deln verspricht Erfolg. 

Ergebnisse der Fragenbogenaktion

Bevor wir nun die Ergebnisse der Fragebogen-
aktion nachfolgend darstellen, erlauben wir
uns, einige Hinweise zu den Auswertungen
der beantworteten Fragebogen zu geben. 

1.063 beantwortete Fragebogen haben wir in
die Auswertung einbezogen. Die einzelnen
Antworten aus den Fragebogen haben wir in
17 Bausteine zusammengefasst. Nicht alle
Fragen aus den uns zugegangenen Fragebo-
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gen wurden auch durch die Absender beant-
wortet. Sehr viele Fragebogen waren vollstän-
dig ausgefüllt, viele aber auch erkennbar nur
in den Teilen, wo Aussagen gemacht werden
konnten oder lediglich gemacht werden woll-
ten.  

Die Antworten aus den 1.063 Fragebogen ha-
ben wir zur besseren Übersichtlichkeit in grafi-
scher Diagrammform dargestellt. 

Die Qualität der Beantwortung der gestellten
Fragen kann mit sehr hoch bezeichnet wer-
den. Der größte Teil erreichte uns anonym.
Das war von uns beabsichtigt. Denn unter
Nennung der Namen war zu unterstellen, dass
durch die Scheu, aber auch durch die Sorge
vor möglichen unfreundlichen Reaktionen von
Arbeitgebern bei Bekanntwerden von Namen
uns weniger Rückläufe erreicht hätten. Umso
bemerkenswerter ist die hohe Anzahl von per-
sonalisierten Antworten zu bewerten. Viele
davon auch mit eigener und umfassender
Schilderung der Vorfälle und Erlebnisse. Die
Summe beider Trends erlaubt uns überwie-
gend genaue Aussagen.  

Bei den folgenden Darstellungen werden wir,
wo nötig, Erläuterungen geben. Insbesondere
werden wir auf signifikante Aussagen und all-
gemeine Antworttrends eingehen. Der Rahmen
der Broschüre erlaubt es nicht, bis ins Detail
hinein die geschilderten Vorkommnisse, Erleb-
nisse und Handlungen darzustellen und zu
analysieren.  

Vielmehr soll die Broschüre einen Anstoß zur
öffentlichen und betrieblichen Debatte liefern.
Das Problem der Gewalt gegen unsere Mitbür-
gerinnen und Mitbürger insgesamt, hier insbe-
sondere gegenüber Kunden, aber und im Be-

sonderen auch gegenüber Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern von Verkehrsbetrieben, ist
ein unangenehmes Thema, mit dem man sich
auch in der heute so fortschrittlichen Zeit nicht
auseinandersetzen möchte. („Solange es mich
persönlich nicht betrifft, möchte ich mich auch
nicht damit belasten.“) Es ist der Moment der
Sensation und dann ganz schnell vergessen!
Vor allem die Politik und die Besteller von  Ver-
kehrsleistungen schauen auf Qualität, Leis tung
und Sauberkeit der Verkehrsmittel. Diskussio-
nen um Wettbewerb vernachlässigen gänzlich
auch eine zunehmend notwendige Verpflich-
tung nach sicheren und fürsorglichen  und be-
treuten Verkehrsprodukten (Sicherheit am 
Arbeitsplatz). Das gesellschaftliche Problem
der Gewaltzunahme kann nicht in den Unter-
nehmen und Betrieben gelöst werden. 

Vieles wird arbeitgeberseitig bereits im Vorfeld
zur Deeskalation und zur Prävention getan.
Das wird uns bestätigt. Allerdings nicht überall
und nicht mit der gleichen Qualität und Nach-
haltigkeit. Ein Defizit besonderer Art liegt in
der Nachsorge und der betreuenden Fürsor-
geverpflichtung der Arbeitgeber gegenüber
den Kolleginnen und Kollegen. Gerade nach
einem An-/Übergriff auf Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ist dieser Mangel erkennbar. Hilflo-
sigkeit, wenig oder keine Kenntnisse der Hilfe
und Unterstützung, Überforderung der zur
Fürsorge verpflichteten Arbeitgebervertreter
und ein „Abschieben“ des Falles sind wieder-
kehrende Erkenntnisse der Kolleginnen und
Kollegen. 

Die Broschüre stellt keinen an den Pranger. Un-
ser Ziel ist es, in Zusammenarbeit mit den Sozi-
alpartnern, aber auch mit den politisch Verant-
wortlichen, das Problem der Gewalt an Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in Verkehrsbe-
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trieben aufzunehmen und gemeinsam nach
Lösungen zu suchen. Unsere Absicht ist der
Beginn eines nachhaltigen und gemeinsamen
lösungsorientierten Dialogs.

Durch die Aktion „Sicher unterwegs“ haben
sich viele Kolleginnen und Kollegen (endlich
einmal) angesprochen gefühlt, die offensicht-
lich in der Vergangenheit mit ihren Problemen
seitens des Arbeitgebers nicht ernst genom-
men, vielmehr  mit ihren Problemen allein ge-
lassen wurden.  

1. Es fällt auf, dass fast ausnahmslos alle der
an der Fragebogen-Aktion Beteiligten in ih-
rem Berufsleben mehrfach am Arbeitsplatz
(„auf Strecke“) von Angriffen/Übergriffen
durch Dritte betroffen sind! 

2. Motivierte und nicht resignierende Mitar-
beiter sind das Kapital eines jeden Arbeit-
gebers! Sie haben offensichtlich die Erfah-
rung machen müssen, „auf sich allein ge-
stellt zu sein“! Deshalb die berechtigte For-
derung: Prävention nicht nur in der Theorie,
sondern unbedingt in der Praxis!

3. Vorfälle werden offensichtlich vielfach nicht
(mehr) zur Anzeige gebracht, weil die Er-
fahrung gemacht wurde, dass seitens der
vorgesetzten bzw. zuständigen Dienststelle
„kein Interesse an einer Verfolgung des je-
weiligen Vorfalles besteht“, die Mitarbeite-
rin/der Mitarbeiter mit der Antwort „Das ist
Ihre persönliche Angelegenheit“ beschie-
den wurden/werden.  

4. Wenn gemeldete Vorfälle zur Gerichtsver-
handlung kommen, sind die betroffenen
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht nur
(einfach) Zeuge, sondern vielfach Geschä-
digte, und zwar nicht nur materiell, sondern
auch gesundheitlich, insbesondere neben
der (oft) physischen Verletzung psychisch
stark angegriffen, was eine unbeschwerte
Berufsausübung stark beeinträchtigt. Das
bleibt offensichtlich bisher unberücksichtigt!
Forderung: Gezielt das Angebot der Vermitt-
lung professioneller Begleitung (medizini-
scher/juristischer Beistand), gestellt durch
den Arbeitgeber, ausbauen. 

Das hier beispielhaft genannte teilweise ange-
botene Deeskalations-Training des DB-Konzerns
sieht keinerlei Hilfsmaßnahmen für (mögliche)
Betroffene (Opfer/Zeugen/Nothelfer) vor - eine
große Lücke! 

Die Kolleginnen und Kollegen haben die (be-
rechtigte) Erwartung, dass es nicht nur bei der
Befragung bleibt, sondern eine Fortsetzung
der Aktion folgt, die sich positiv auf ihre be-
rechtigten Anliegen zu ihrem Wohl und zu ih-
rer Sicherheit am Arbeitsplatz auswirken wird.  

Hier haben die Kolleginnen und Kollegen  eine
hohe Erwartungshaltung an ihre Gewerkschaf-
ten GDBA und TRANSNET. 

Die Ergebnisse der Antworten aus der Frage-
bogenaktion werden nachstehend in grafischer
Darstellung vorgestellt und erläutert. 
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Erläuterungen

Die Fragebogenaktion zeigt ganz deutlich,
dass bei den Kolleginnen und Kollegen ein gro-
ßes Sicherheitsbedürfnis gegeben ist.  

Auf die Frage „Wie sicher fühlen Sie sich bei der
Arbeit?“ haben 517 Personen  geantwortet, dass
sie sich nicht sicher fühlen. Das sind  49 % aller
eingegangenen Antworten. Dagegen antworte-
ten 239 Personen (22 %), dass sie sich sicher
fühlen. 307 Personen (29 %) beantworteten
die Frage nicht.

Die hohe Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die sich nicht sicher fühlen, verdeut-
licht, dass das individuelle Sicherheitsgefühl
deutlich negativ ist. Die allgemein und subjek-
tiv gestellte Frage nach dem Sicherheitsgefühl
verdeutlicht auch ein mangelndes Vertrauen
in das Arbeitsumfeld und die Arbeitsbedingun-
gen. Hier sind die Arbeitgeber aufgefordert, Ar-
beits- und Umfeldbedingungen zu schaffen,
die dem einzelnen Mitarbeiter ein Gefühl des
Betreuens und des Schutzes vermitteln.  

Ein sorgenfreies Arbeiten führt zwangsläufig
auch zu mehr Kundenfreundlichkeit und stei-
gert die Qualität des Produktes und der ange-
botenen Leistung. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben
den grundgesetzlichen Anspruch auf Schutz
und körperliche Unversehrtheit (Art. 2  Absatz
2 Grundgesetz). Daraus ergibt sich eine ver-
pflichtende Nebenpflicht des Arbeitgebers aus
dem Arbeitsvertrag. Leider stehen in vielen
Fällen andere Prioritäten im Vordergrund.  

Beispielhaft führen wir die Führungsgrundsät-
ze des DB Konzerns (Führungsleitbild) an. Zu-
nächst wird die Kundenzufriedenheit genannt.
„Kundenzufriedenheit und unternehmerischer
Erfolg bestimmen unser Handeln“. Danach
folgt die Aussage zur Leistung der Mitarbeiter.
„Die Leistung der Mitarbeiter ist unser Vorteil
im Wettbewerb, ihre Motivation und Zufrieden-
heit sind unsere wesentlichen Erfolgsfaktoren“. 

Soweit, so gut. Jeder Arbeitgeber weiß, dass
nur eine intakte Betriebshygiene die erforderli-
che Motivation und Freude bei der Ausübung/
Erfüllung des Dienstauftrages bei den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern gewährleistet. Doch
der Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im Arbeitsprozess wird scheinbar nicht als vor-
dringliche Führungsaufgabe verstanden.

Wie lässt sich sonst die hohe Quote von 49 %
der Betroffenen erklären, die sich nicht sicher
fühlen bei der Arbeit? 

Dieses vorgenannte Beispiel steht stellvertre-
tend für alle Verkehrsunternehmen.  

Vorschläge/Vorstellungen über mögliche und
Sicherheit bietende Maßnahmen untermauern
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1. Wie sicher fühlen Sie sich bei 
der Arbeit? (in %)

keine Angabe 
29%

sicher 
22%

nicht sicher 
49%



diese (berechtigte) Forderung nach (mehr) Si-
cherheit und sollten arbeitgeberseitig wirklich
ernst genommen werden. 

Art 2 Grundgesetz 
(1) Jeder hat das Recht … 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und
körperliche Unversehrtheit. Die ... 

Erläuterungen 

Weit über die Hälfte der befragten Kolleginnen
und Kollegen bringt sehr deutlich zum Ausdruck
„Ich habe Angst (vor An-/Übergriffen) am Ar beits -
platz/bei der Ausübung meines Dienstauftra-
ges.“ Auf die Frage „Wie groß ist die Angst, be-
droht zu werden?“ haben 605 Personen geant-
wortet, dass die Angst am Arbeitsplatz sehr
groß ist. Das sind 57 % aller eingegangenen
Antworten. Dagegen antworteten 150 Personen
(14 %), dass die Angst nicht groß ist. 309 Per-
sonen (29 %) beantworteten die Frage gar nicht.

Die Angst fährt mit! Zu dieser Erkenntnis gelangt
man in Anbetracht der sehr hohen Anzahl der po-
sitiven Antworten. Die Schilderungen in den Ant-
worten lassen einen Schluss zu: Die verbalen und

körperlichen An-/Übergriffe und sonstigen nega-
tiven Vorfälle gegenüber den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, einschließlich der zunehmen-
den Gewaltbereitschaft, scheinen zur Normalität
geworden zu sein. Besonders der Regiobereich
und die Busse sind diesem Trend ausgesetzt. 

Die Angst, bedroht zu werden, resultiert aus
den tagtäglichen Erlebnissen und Erfahrungen
der Kolleginnen und Kollegen. Das Gespräch
mit anderen Kolleginnen und Kollegen, die
gleichfalls negative Erfahrungen gemacht ha-
ben, tut ein Übriges. 

Angst und Unsicherheit sind ein schlechter
Wegbegleiter. 

Erläuterungen 

Das Thema Sicherheit ist bei den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern ein Thema. Das zeigen
die Zahlen. Auf die Frage „Sprechen Sie mit
Kolleginnen und Kollegen darüber?“ haben 579
Personen mit Ja geantwortet. Nur 88 Personen
sprechen nicht über das Thema Sicherheit.
397 Personen beantworteten die Frage nicht.
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2. Wie groß ist die Angst bedroht
zu werden? (in %)

keine Angabe 
29%

nicht groß 
14%

groß
57%

3. Sprechen Sie mit Kolleginnen
und Kollegen darüber (in %)

keine Angabe 
37%

Nein 
8%

Ja
55%



Soviel steht jedenfalls fest, die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sprechen offen miteinander
über ihre Sicherheits- und Gefährdungslage.  

Hier zeigt das Umfrageergebnis ganz deutlich
das berechtigte Interesse der Kolleginnen und
Kollegen, ernst genommen werden zu wollen.
Der Austausch untereinander kann nicht die
offensichtlich erforderliche professionelle Hilfe
(unerlässliches  Angebot) ersetzen.

Erläuterungen

Teilweise wird auf absolviertes Deeskalations-
Training (einmalig) verwiesen. Auf die kontinu-
ierliche Wiederholung (als Angebot seitens des
Arbeitgebers und auch als Verpflichtung für
die Kolleginnen und Kollegen im Rahmen der
Aus-/Weiterbildung) wird hingewiesen. 

Wiederkehrend genannte Beispiele: 

Sachlich bleiben, Ruhe bewahren!

Notruf auslösen, wenn überhaupt vorhan-
den bzw. intakt und Möglichkeit gegeben ist!

Dritte (Kollegen/Reisende/Fahrgäste) an-
sprechen und um Hilfe bitten! 

DB Sicherheit  bzw. die jeweils zuständige
Bundes- bzw. Landesolizei rufen, wenn
möglich, jedoch lange Wartezeit! 

Fakten merken, um gegenüber den Behör-
den (Polizei/Gericht, etc.) präzise Mitarbeit
zu gewährleisten! 

Das ist offensichtlich nicht ausreichend. Die
Kolleginnen und Kollegen als betroffene
Mit arbeiter „bleiben (sprichwörtlich) auf
der Strecke“. 

Dienstherr fühlt sich nicht verantwortlich
und zuständig oder sagt: „Das ist Ihre per-
sönliche Sache“! 

Erläuterungen

Die Mehrzahl der Kolleginnen und Kollegen
macht in kritischen Situationen auf sich auf-
merksam. Vor allen Dingen wurden genannt: 

Öffentlichkeit herstellen - Angst ist immer
im Spiel -! 
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4. Was machen Sie (andere) in 
bedrohlichen Situationen? (in %)

aktiv 
40%

passiv 
14%

keine Angabe
46%

5. Machen Sie (andere) auf 
sich aufmerksam in kritischen 
Situationen? (in %)

Ja 
40%

Nein 5%

keine Angabe
55%



Stimme erheben, Dritte ansprechen - Angst
ist immer im Spiel -! 

Siehe auch Deeskalations-Training! 

Eine oft gestellte Frage: „Aber - ist das aus-
reichend?“ 

Erläuterungen

Auf die Frage „Werden in ihrem Betrieb Maß-
nahmen der Prävention durchgeführt?“ haben
173 Personen mit Ja geantwortet. Mit Nein da-
gegen haben 385 Personen geantwortet. 181
Personen haben mit „Weiß nicht“ geantwortet.
325 Personen haben keine Angabe gemacht. 

Die hohe Zahl der Nein-Antworten lässt unter-
schiedliche Interpretationen zu. Entweder führen
die Unternehmen tatsächlich keine Maßnahmen
der Prävention durch oder, wenn Maßnahmen
durchgeführt werden beziehungsweise angebo-
ten werden, sind diese nicht bekannt und ausrei-
chend. Die positive Beantwortung der Frage
zeigt aber auch, dass in verschiedenen Unter-
nehmen und Betrieben Maßnahmen der Präven-

tion und zur Deeskalation durchgeführt werden.
Deeskalations-Training, siehe zuvor! 

Die Forderung nach kontinuierlicher Präventions-
Schulung im Rahmen der Aus- und Weiterbildung
ist eine immer wiederkehrende und berechtigte
Forderung der Kolleginnen und Kollegen.

Erläuterungen

Die Umfrage zeigt sehr deutlich, dass ein gro-
ßes Bedürfnis bei den Kolleginnen und Kolle-
gen nach einer umfassenden Aus-/Weiterbil-
dung gegeben ist, insbesondere und ganz
speziell im Rahmen „Sicherheit“/Prävention.
Auszugsweise Forderungen des Umfrageer-
gebnisses, die berechtigt erscheinen: 

1. Selbstverteidigungs-/Selbstbehauptungskur-
se, insbesondere kontinuierliche Wiederho-
lung und vor allem für alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter verpflichtend bzw. Bestand-
teil der Aus-/Weiterbildung. 

2. Unbedingt bessere Personalausstattung/
-be setzung, mindestens 2er-Teams, insbe-
sondere bei Problemstrecken und zu Pro-
blemzeiten. 
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6. Werden in Ihrem Betrieb 
Maßnahmen der Prävention
durchgeführt? (in %)

Ja 
16%

Nein 
36%

keine Angabe
31%

7. Werden die Maßnahmen 
wiederholt? (in %)

Ja 
6%

Nein 
34%keine Angabe

60%

Weiß nicht
17%



3. Unbedingt bessere Zusammenarbeit zwi-
schen Bahnpersonal/Bahnschutz/Landes-
und Bundespolizei - vor allem Erreichbarkeit
und schnelles Einschreiten, was auf Strek-
ken sicherlich schwierig sein kann. Sicher-
heitskabine für Fahrer (bei Bussen).

4. Unbedingt (bessere und funktionierende)
technische Ausrüstung wie z. B. Dienst-
handy, Funk, Videokamera - oder gar Pfef-
ferspray, Tränengas, Handschellen, Schutz-
weste und andere Bewaffnung. 

5. Vielfach der Eindruck: Sparmaßnahmen des
Arbeitgebers zulasten der Arbeitnehmer-Si-
cherheit des Personals ist offensichtlich
nicht von Interesse, man fühlt sich allein
gelassen! 

6. Mitarbeiter möchten von Vorgesetzten
ernst genommen werden! Bei (gemelde-
ten) Vorfällen möchte man Information
über Ausgang, schließlich ist man der/die
Betroffene. Bessere Begleitung  wäre  wün-
schenswert  (wie z. B. Finanzierung eines
Rechtsbeistandes, medizinische, therapeu-
tische, neutrale Hilfe etc.)!

Erläuterungen

Hier macht das Umfrageergebnis ganz un-
missverständlich klar, wie gefährdet die Kolle-
ginnen und Kollegen offensichtlich an ihrem
Arbeitsplatz sind. Sie wurden gefragt, ob sie
Opfer oder Zeuge von An- und Übergriffen
wurden. Die Mehrheit der Befragten gab an,
Opfer gewesen zu sein. 

Viele fügten ihrer Antwort zu dieser Frage die
Aussage hinzu: „… und das ist mir nicht nur
einmal passiert“. Antworten wie „Ich bin der-
artigen An-/Übergriffen fast täglich, mindes -
tens jedoch einmal wöchentlich, ausgesetzt,
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8. Häufigkeit von Übergriffen 
gegen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter (in %)

keine Angabe 
14%

Opfer 
70%

Zeuge
16%



insbesondere an Veranstaltungstagen/Wochen -
enden sowie in den späten Abendstunden.“
wiederholen sich immer wieder. 

Erläuterungen

Bei der Frage „Wo ist der Vorfall passiert?“ ist
ein Schwerpunkt deutlich erkennbar: Von den

1063 genannten Vorfällen passierten 753 Vor-
fälle in Fahrzeugen. Die weiteren Vorfälle pas-
sierten wie folgt: 98 Vorfälle an Stationen und
Haltestellen; 191 Vorfälle an sonstigen Orten
und lediglich 22 Vorfälle sind benannt worden,
die auf dem Dienstweg geschahen. 

Vor allen Dingen passieren die Vorfälle an Wo-
chenenden und bei Groß- und Massenver an -
staltun gen. Busse, U- und Straßenbahnen so-
wie Regioprodukte sind dann wesentlich be-
troffen. Und hier sind die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter den Massen hilflos ausgesetzt. Die
Schilderungen aus den Erfahrungen gleichen
sich.  

Das Umfrageergebnis zeigt deutlich, dass die
Kolleginnen und Kollegen offensichtlich in al-
len Dienstbereichen erhöhter Gefahr, Opfer ei-
nes An-/Übergriffes (Gewalt) zu werden, aus-
gesetzt sind.
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9. Wo ist der Vorfall passiert? 
(in %)

Fahrzeuge 
71%

Dienstweg 
2%

Sonstige
18%

Haltestelle 
9%



Erläuterungen

Das Umfrageergebnis bestätigt die gefühlte Ge-
fahr der Kolleginnen und Kollegen vor An-/Über-
griffen durch Dritte, und zwar in allen Tätigkeits-
bereichen. 

Zwei Schwerpunkte sind aus den Antworten er-
kennbar: Der Zugbegleitdienst und die Busfah-
rer sind ständigen Angriffen ausgesetzt, gefolgt
von den Tätigkeitsgruppen aus dem Bereich der
Sicherheitskräfte und dem Servicepersonal. 

Erläuterungen

Hier verweisen wir auf die in der Einleitung ge-
machten Ausführungen! 

Erläuterungen 

Die überwiegende Anzahl der Antworten ergab,
dass Bedrohungstatbestände die am häufigs -
ten vorkommende Art der Taten gegenüber
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Verkehrs-
betrieben sind. 

1. Bedrohungstatbestände beinhalten u. a. 

Beschimpfung/Beleidigung 

verbale Bedrohung 

Belästigung/körperliche Rempelei 

aggressives Betteln 

provozierendes Verhalten (Drogen-
missbrauch/Alkohol)   
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11. Vorfall wurde Polizei 
gemeldet (in %)

Ja  
45%

keine Angabe 
28%

Nein
24%

12. Es handelte sich um... (in %)

Bedrohungs-
tatbestände 

55%

Sonstige
15%

10. Welche Tätigkeit wird 
ausgeübt? (in %)

Zub 
41%

keine Angabe 
36%

12%
Busfahrer

Service, 
Sicherheit 

6%

Sonstige 
5%

Weiß nicht 
3%

Tatbestände
Körper-

verletzung 
30%



2. Körperverletzung beinhaltet u. a. 

Körperverletzung 

Sexuelle Belästigung 

3. Unter Sonstige sind zusammengefasst: 

Sachbeschädigung von Fahr zeugen/Ein  -
rich tungen

Diebstahl/Raub 

Graffiti/Schmierereien 

Erläuterungen

Hier kann auf die Ausführungen in der Einlei-
tung zu dieser Broschüre verwiesen werden. 

Sowohl der berechtigte Wunsch/die berech-
tigte Forderung der Kolleginnen und Kollegen
nach mehr Aufmerksamkeit/Begleitung nach
erlebten An-/Übergriffen am Arbeitsplatz so-
wie Feedback möglicher Maßnahmen (auf-
grund der Vorfälle) seitens des Arbeitgebers
stellen einen Schwerpunkt dar („Wir halten

unseren Kopf hin für den Arbeitgeber und wer-
den außen vor gehalten.“). 

Erläuterungen 

Hier verweisen wir auf die in der Einleitung ge-
machten Ausführungen! 

Erläuterungen 

Krankheitstage als Folge von Bedrohungen
oder gar Verletzungen erhöhen die Personal-
kosten. Jede Maßnahme der Arbeitgeber zur
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15. Folge Krankheitstage (in %)

Nein 
83%

Ja 
17%

13. Wurde Täter/Verursacher 
ermittelt? (in %)

keine 
Antwort 

23%

Ja 
35%

Weiß nicht
8%

14. Opfer/Zeuge wurde verletzt?
(in %)

Ja 
28%

Nein 
57%

davon Fälle mit
Krankheitstagen

15%     

Nein 
34%



Reduzierung von Krankheitstagen wirkt posi-
tiv auf das Ergebnis. Denn 16,6 Prozent der
Befragten gaben an, dass sie einen oder meh-
rere Krankheitstage nach Vorfällen hatten. So-
mit kommt der Prävention und der Nachsorge
eine hohe wirtschaftliche Bedeutung zu. 

Erläuterungen

Dieses Umfrageergebnis macht sehr deutlich,
dass die vielfache Forderung nach Personal-
verstärkung (mindestens 2er-Teams) offen-
sichtlich ihre Berechtigung hat. 

Aus vielen persönlichen Gesprächen mit Kolle-
ginnen und Kollegen ist ebenfalls bekannt,

dass Resignation den Arbeitsalltag begleitet:
Versuche, Veränderungen der Arbeitsbedin-
gungen herbeizuführen, blieben und bleiben
bisher seitens des Arbeitgebers offensichtlich
ungehört (Sparmaßnahmen!). 

Der Dienst wird weiter versehen, jedoch sind
ständige Begleiter Angst und Unsicherheit am
Arbeitsplatz!  

Erläuterungen

Dieses Ergebnis der Umfrage zeigt ganz deut-
lich eine mangelnde, offensichtlich nicht ange-
botene Nachsorge/Vermittlung professioneller
Begleitung nach erlebten Vorfällen. 
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16. War Opfer allein... (in %)

allein tätig 
30%

mit Kollegen 
16%

17. Meldung an Berufsgenossen-
schaft oder nach Opferent-
schädigungsgesetz? (in %)

keine Angabe 
53%

Weiß nicht
10%

keine Angabe 
54%

Ja
7%

Nein
30%
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Forderungen und Maßnahmen
aus Antworten:

Auf der Grundlage der ersten Auswertungen
fordern die Verkehrsgewerkschaft GDBA und
die Gewerkschaft TRANSNET die Verkehrsun-
ternehmen und Besteller von Nahverkehrslei-
stungen auf, im Rahmen der Sicherheit für
Fahrgäste sowie Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter:  

1. Das Thema Sicherheit für Fahrgäste sowie
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter muss ein-
deutiger und vor allem auch mit in die Ver-
gabeentscheidung einfließender Bestand-
teil der Ausschreibung von Verkehrsdienst-
leistungen sein.

2. Eine bessere Personalausstattung das be-
deutet eine Mindestbesetzung von 2er-
Teams, ist flächendeckend durchzusetzten.
Auf Problemstrecken und zu Problemzeiten
muss diese positiv angepasst werden.

3. Kosteneinsparungen des Arbeitgebers dür-
fen nicht zulasten der Arbeitnehmer gehen.
Sicherheit des Personals (und selbstver-
ständlich auch der Reisenden) muss Priori-
tät haben.

4. Deeskalation sowie Selbstverteidigungs- und
Selbstbehauptungskurse, insbesondere de-
ren kontinuierliche Wiederholung müsse für
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ver-
pflichtend bzw. Bestandteil der Aus- und
Weiterbildung sein. Hierfür sollten regelmä-
ßige Angebote eine Selbstverständlichkeit
für die Arbeitgeber sein.

5. Eine bessere Zusammenarbeit zwischen
Personal, DB Sicherheit, Landes- und Bun-
despolizei, vor allem Erreichbarkeit und
schnelles Einschreiten - was auf Strecken
sicherlich schwierig sein kann - muss ge-
währleistet sein. 

6. Eine bessere (und funktionierende) techni-
sche Ausrüstung, wie z. B. Diensthandy,
Funk, Videokamera - oder gar Pfefferspray,
Tränengas, Handschellen, Schutzweste, etc.
im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten. 

7. Sparmaßnahmen des Arbeitgebers dürfen
nicht zulasten der Arbeitnehmer gehen. Si-
cherheit des Personals (und selbstverständ-
lich auch der Reisenden) muss Priorität ha-
ben. 

8. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen
von Vorgesetzten ernst genommen wer-
den! Bei (gemeldeten) Vorfällen muss eine
Information über den Ausgang des jeweili-
gen Vorfalles an die betroffenen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter erfolgen. Schließlich
ist die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter der
oder die Betroffene. Eine bessere Beglei-
tung der Betroffenen, wie z. B. Finanzierung
eines Rechts beistandes, medizinische, thera-
peutische, neutrale Hilfe etc. sind unbedingt
seitens der Ar beit   geber zu gewährleisten.
Sowohl der berechtigte Wunsch oder die
berechtigte Forderung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter nach mehr Aufmerksamkeit
und Begleitung nach erlebten An-/Übergriffen
am Arbeitsplatz sowie Feedback möglicher
Maßnahmen sind eine berechtigte Forde-
rung. 
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Der Fonds soziale Sicherung bietet ein
breites Leistungsspektrum für Mitglie-
der von TRANSNET und GDBA. Darunter
auch ein umfangreiches Versicherungs-
paket bei Unfällen am Arbeitsplatz.

Risikoabsicherung

Neben dem bereits bestehenden Unfallschutz
in der Freizeit sind Mitglieder der TRANSNET

und der Verkehrsgewerkschaft GDBA seit 1.
Juli 2007 auch während der Arbeitszeit bei Un-
fällen versichert. 

Somit besteht also ein Ver siche rungs schutz
rund um die Uhr. Für die Betroffenen fallen kei-
ne zusätzlichen Kosten an. 

Dieser zusätzliche kos ten lose Versiche rungs -
schutz bei beruflichen Unfällen beinhaltet Ar-
beits-, aber auch Wegeunfälle, das heißt die
direkten Fahrten von und zum Arbeitsplatz.

Leistungsarten

Ein Unfall passiert schnell und liegt dann vor,
wenn der Beschäftigte durch ein plötzlich von
außen auf seinen Körper wirkendes Ereignis
(Unfallereignis) unfreiwillig eine Gesundheits -
schädigung erleidet. 

Es gibt verschiedene Leistungsarten. 

Dazu gehören Leistungen bei Invalidität, beim
Todesfall, Unfall-Kranken haus tagegeld, Kur kos   -

Fonds zur sozialen
Sicherung für Arbeitnehmer der

Mobilitäts- und Verkehrsdienstleister e. V.

S
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ten  beihilfe, Sofortleis tung bei Schwer ver let -
zungen, Unfall-Rente für hinterbliebene Kin-
der bei beruflichem Unfalltod des Mitarbeiters
sowie Leistungen bei gegen den Beschäftigten
gerichtete Straftaten während der Berufsaus -
übung.

Invaliditätsleistung

Führt der Unfall zu einer dauernden Beein -
träch  tigung der körperlichen oder geistigen
Leis tungs  fähigkeit (Invalidität), so entsteht
ein finanzieller Anspruch. 

Dieser beträgt das 5-fache des Monatsta -
bellenentgelts, mindestens jedoch 1600 Euro. 

Die Invalidität muss innerhalb eines Jahres nach
dem Unfall eingetreten sowie spätestens vor
Ablauf einer Frist von weiteren drei Mona ten
ärztlich festgestellt und geltend gemacht sein. 

Unfall-Krankenhaustagegeld 

Unfall-Krankenhaustagegeld wird für jeden
Kalen dertag gezahlt, an dem sich der Be troffene
wegen des Unfalles in medizinisch not    wen -
diger vollstationärer Heilbehandlung be fin det,
längs tens jedoch für zwei Jahre, vom Unfallta-
ge an gerechnet. 

Gezahlt werden bis zu 30 Prozent eines Mo -
nats    tabellenentgelts, höchstens jedoch 75 Eu -
ro pro Tag.

Todesfallleistung

Führt der Unfall innerhalb eines Jahres zum
Tode, so entsteht Anspruch auf Leistung nach
der für den Todesfall versicherten Summe. 

Die se beträgt das 2-fache des Monatsta bellen -
ent gelts. 
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Bemessungsgrundlage der Versiche rungs   sum -
me ist ausschließlich das Monatsta bellen  ent -
gelt, das sich aus der Eingruppierung des für
den Ar beit  nehmer jeweils geltenden Ent gelt -
tarif ver trag zum Zeitpunkt des Unfalls ergibt.

Kurkostenbeihilfe

Eine Beihilfe bis zu 1000 Euro wird gezahlt,
wenn innerhalb von drei Jahren (vom Unfall -
tag an gerechnet) wegen der durch das Un    -
fall    ereignis hervorgerufenen Gesundheits -
schädi gung oder deren Folgen, eine Kur von
mindes tens drei Wochen Dauer durchgeführt
wurde.

Sofortleistung bei Schwerstverletzungen

Bei sehr schweren Unfallverletzungen, zum
Beispiel Querschnittslähmung, Amputation
von Hand oder Fuß, schweren Schädel-Hirn-
Verlet zungen, schweren Brüchen oder gewe-
bezerstörenden Schäden an inneren Organen,
schweren Verbrennungen oder Erblindung 
bezie h ungs weise hochgradige Sehbehinde-
rung erhält der Betroffene eine Sofortleistung
in Hö he von 2000 Euro. 

Zahnersatz- und Behandlungskosten

Fallen infolge eines beruflichen Unfalls Zahner -
satz- und Behandlungskosten an, werden die-
se bis zu 500 Euro übernommen.

Übergangsgeld bei Berufsunfähigkeit

Bei Berufsunfähigkeit infolge eines beruflichen
Unfalls werden einmalig bis zu 5400 Euro gezahlt.

Unfall-Rente für hinterbliebene Kinder 

Führt ein beruflicher Unfall innerhalb von zwei
Jahren vom Unfalltag an gerechnet zum Tod,
wird den hinterbliebenen Kindern eine Unfall-
Rente bis zum Abschluss der Erstausbildung,
längstens jedoch bis zur Vollendung des 27.
Le bens  jahres, in Höhe von 250 Euro ge zahlt.

Leistungen für Opfer von Straftaten
während der Berufsausübung

Beschäftigte, die bei Ausübung ihres Berufes
Opfer einer gegen sie gerichteten Straftat wer-
den, die durch einen betriebsfremden Dritten
begangen wurde, erhalten folgende Leistungen:

Verdoppelung der Versicherungssumme bei
Invalidität und Unfall-Krankenhaustagegeld,
bei notwendigen kosmetischen Operationen
bis zu 5.000 Euro, Umbau- und Umzugskosten
bei schwerwiegender Invalidität bis zu 10.000
Euro und Schmerzensgeld bis zu 5.000 Euro. 

Mit Aus nahme der Unfall-Rente handelt es sich
bei allen Leistungen um Einmalzahlungen.

Der Fonds Soziale Sicherung bietet au-
ßer den Versicherungspaketen weitere
Leistungen an. Weitere Infos gibt es bei:

Fonds zur sozialen 
Sicherung für Arbeitnehmer der 
Mobilitäts- und Verkehrsdienstleister e.V.
Geschäftsstelle
Niddastraße 98 – 102
60329 Frankfurt am Main
Telefon: (0 69) 27 10 39 - 87 
Fax: (0 69) 27 10 39 - 97
E-Mail: info@fonds-soziale-sicherung.de




